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FBP für Wohnbeihilfen für Familien mit Kindern, Invalide und Rentner 
Rückweisungsantrag und unabhängiges Gesetz für Wohnbeihilfen zu erstellen, fand keine Mehrheit im Landtag - Verzögerung mit Verfahren 

(G. M.) - Das Gesetz über die Förde­
rung des preiswerten Wohnens, wie es  
von der Regierung dem Landtag vorge­
legt wurde, enthält drei verschiedene 
Teile. Der Antrag des FBP-Abgeordne-
ten Otmar Hasler, den Bereich der 
Wohnbeihilfen aus dem Gesamtgesetz 
zu lösen und beschleunigt als Hilfe für 
Familien mit Kindeirn, für Rentner und 
Invalide zu behandeln, fand keine Mehr­
heit. Nach dem Vorschlag der VU- Frak­
tion soll die Regierung zu den zahlrei­
chen offenen fragen bis zur nächsten 
Behandlung einen Bericht erstellen, erst 
dann der Landtag die Entscheidung tref­
fen, ob eine parlamentarische Kommissi­
on gebildet werden soll. Mit diesem Vor­
gehen wird es zweifellos zu einer Verzö­
gerung kommen, insbesondere für die 
bedürftigen Familien, die Wohnbeihilfen 
benötigen. 

«Wohnbeihilfen werden heute schon 
in Einzelfällen vom Amt  für soziale 
Dienste geleistet», erklärte Otmar Has­
ler (FBP) in seinem kritischen Eintre­
tensvotum zur Gesetzesvorlage. E r  
sprach sich grundsätzlich für die Ge­
währung von Wohnbeihilfen aus, denn 
sie könnten kurzfristig über «Nöte und 
Engpässe» hinweghelfen.« Die als Hilfe 
für Schlechterverdienende gedachten 
Wohnbeihilfen könnten nach seiner An­
sicht aber auch unabhängig vom sozialen 
Mietwohnungsbau, gekoppelt an Ver­
dienst und eine anrechenbare Höchst­
grenze von Mietkosten relativ unbüro­
kratisch geleistet werden. 

Spezielles Wohnbeihilfegesetz 
Die Gewährung von Wohnbeihilfen 

sollte, so gab Otmar Hasler (FBP) im 
Landtag zu verstehen, in einem eigenen 
Gesetz geregelt werden. «Das Gesetz 
über die Förderung des preiswerten 
Wohnens ist in seiner Zielsetzung auf  die 
Schaffung von Wohnraum angelegt», er­
klärte e r  weiter, womit eine Abtrennung 
auch die Übersichtlichkeit des Gesetzes 
erhöhen würde. Mit Nachdruck bemerk­
te der  FBP-Abgeordnete, dass ein 
Wohnbeihilfegesetz auf Familien mit 
Kindern, auf ältere Leute und auf Invali­
de auszurichten sei. Diese Gruppen sei­
en von den Lasten der Wohnkosten am 
stärksten betroffen. 

Nicht auf lange Bank schieben 
Nachdem Regierungschef Hans Brun­

hart kritisiert hatte, dass mit einer Auf­
teilung des Gesetzes wertvolle Zeit  ver­
streichen könnte, widersprach Otmar  
Hasler (FBP), dass mit dem vorgeschla­
genen Vorgehen alles «auf die lange 
Bank geschoben» würde. Die Gemein­
den könnten den gemeinnützigen Woh­
nungsbau betreiben, da sie bereits nach 
der bestehenden Rechtslage staatliche 
Unterstützung erhielten. Die Wohn­
bauförderung im Rahmen der  Erstellung 
von Eigenheimen und des Kaufs von 
Eigentumswohnungen würde ohnehin 
weitergehen. Mit seinem Vorschlag, die 
dringenden Probleme über die Wohn­
beihilfen sofort zu regeln, die übrigen 
Bereiche aber erst anzupassen, sobald 
die Zahlen der  Volkszählung vorliegen 
würden, erklärte Otmar Hasler (FBP) 
gehe keine Zeit für die drängenden Fra­
gen verloren. Ohne ein Leitbild für die 

Otmar Hasler (FBP) zu den Wohnbeihil­
fen: Aus dem Gesamtgesetz herausneh­
men und möglichst rasch f ü r  Bedürftige 
in Kraft treten lassen. 

Wohnbauförderungspolitik, unterstrich 
er, sollte keine neue Förderungspolitik 
betrieben werden. Wohnbauförderung 
ist in seinen Augen eine zentrale Frage, 
die grundlegende Abklärungen und 
Überlegungen braucht. 

Keine Verzögerung bei Aufteilung 
Otmar  Hasler (FBP) hatte in der  

anschliessenden Diskussion seine liebe 
Mühe, den Abgeordneten de r  VU-Frak-
tion klar zu machen, dass die Aufteilung 
des dreiteiligen Gesetzes über  die För­
derung des preiswerten Wohnens keine 

Zeitverzögerung darstelle. Im Gegenteil, 
nachdem Walter Schädler (VU) als er­
ster Redner der Eintretensdebatte be­
reits eine parlamentarische Kommission 
zur Überarbeitung des in seinen Vorstel­
lungen unübersichtlichen und mit Wi­
dersprüchen behafteten Gesetzesent­
wurfs gefordert hatte, würde die Zeitver­
zögerung erst mit de r  von der  VU-Frak-
tion vorgeschlagenen gemeinsamen Be­
handlung aller drei Teile eintreten. 

VU-Mehrheit gegen separate 
Behandlung 

VU-Fraktionssprecher Reinhard Wal­
ser konnte diesem Vorschlag nichts Posi­
tives abgewinnen und forderte die Re­
gierung auf, nach der ersten Lesung 
einen Bericht bis zur zweiten Behand­
lung der  Vorlage, wahrscheinlich in der  
Dezember-Sitzung, zu erstellen, der  die 
offenen Fragen lösen sollte. Erst danach 
solle der Landtag entscheiden, ob  das 
Gesetz, wie aus VU-Kreisen vorher ver­
lautete, i n l i n e  Kommission zur Überar­
beitung gegeben werden sollte. Die Re­
gierung könnte in diesen Bericht auch 
die geforderten Daten über die Notwen­
digkeit der  Wohnbau- und Wohnhilfe­
förderung einbauen, meinte der  VU-
Fraktionssprecher, der  sich damit die 
Forderung von Otmar  Hasler (FBP) zu 
eigen machte, dass noch verschiedene 
Abklärungen notwendig seien. Ein letz­
ter Einsatz für seinen Vorschlag brach­
ten Otmar Hasler (FBP) indes nicht wei­
ter: Mit Mehrheit wurde beschlossen, 
auf  die Vorlage de r  Regierung einzutre­
ten, trotz der damit verbundenen Gefahr 
der  Verzögerung. 

Neuer Anlauf für 
Kunsthaus Vaduz 

«Die Liechtensteinische Kunstge­
sellschaft hat die Initiative ergrif­
fen, um die Realisierung eines 
Kunsthauses in Vaduz neu in A n ­
griff nehmen.» Diese Aussage steht 
im Protokoll des Gemeinderates 
Vaduz. Zur  Abklärung der  mit ei­
nem Neubau zusammenhängenden 
Fragen soll nach dem Protokoll eine 
kleine Arbeitsgruppe eingesetzt 
werden, welcher je ein Vertreter d e r  
Regierung, der  Gemeinde Vaduz 
und der Liechtensteinischen Kunst­
gesellschaft angehören. Aufgabe 
de r  Arbeitsgruppe, lautet der  Be-
schluss des Vaduzer Gemeinderates, 
ist die Erarbeitung von Entschei­
dungsgrundlagen. 

Dr. Gert  Risch, Präsident d e r  
Kunstgesellschaft, bestätigte auf 
Anfrage die Inangriffnahme einer 
neuen Initiative, um ein Kunsthaus 
in Vaduz verwirklichen zu können. 
Wie beim früheren Projekt Kunst­
haus, das aus politischen Gründen  
nicht verwirklicht werden konnte, 
sollen die drei Partner Land, G e ­
meinde Vaduz und Kunstgesell­
schaft erneut zusammenspannen, 
um ein Kunsthaus realisieren zu 
können. Nach Auskunft von Dr .  
Ge r t  Risch sind Architekten beauf­
tragt worden, Standorte für ein 
Kunsthaus zu suchen und Projekte 
zu bearbeiten. 

Die Bevölkerung soll noch in die­
sem Jahr über  das Vorhaben infor­
miert werden, wobei vorgesehen ist, 
die Grundsatzfrage in einer konsul­
tativen Abstimmung abzuklären. 

Die 
Geplant sind Verkehrskreisel bei der Adler-Kreuzung in Vaduz und bei der neuen Verkehrsführung beim «Deutschen Rhein» in Bendern - Weitere Einbaumöglichkeiten geprüft 

(G. M.) - Mit dem Aufkommen der 
Lichtsignalanlagen verschwanden die 
Verkehrskreisel immer mehr. Doch nun 
erleben sie überall eine Wiederent­
deckung, weil sie den Verkehrsfluss flüs­
siger halten. In unserem Land wird ein 
Kreisel bei der Adler-Kreuzung in Va­
duz sowie bei der Auffahrt zur Rhein­
brücke Bendern-Haag geplant. An ande­
ren Verkehrsknotenpunkten soll, die Er­
richtung von Kreiseln ebenfalls geprüft 
werden. 

Im Zentrum von Vaduz gingen im Zu­
sammenhang mit der  Projektierung für 
ein verkehrsfreies Zentrum «Städtle» 
und der Verkehrsführung in der  Aeule-
Strasse die Emotionen hoch. Nicht nur  
wegen des Bodenabtauschs, sondern 
auch wegen des Einbaus von Kreiseln. 
Nun sind Überlegungen im Gange, dass 
bei der Adler-Kreuzung nach de r  Fertig­
stellung der  Baustelle ein provisorischer 
Kreisel den Verkehrsfluss regeln soll. 

Im Strassenbauprogramm 1993 hält 
die Regierung fest, dass in Bendern 
ebenfalls die Erstellung eines Verkehrs­
kreisels geplant ist. Der Neubau der 
Bank in Liechtenstein zwingt zu einer 
Änderung de r  Verkehrsführung. Bei der Adler-Kreuzung in Vaduz soll ein provisorischer Kreisel errichtet werden. (Bild: HM)  

Gegenoffensive der EWR-Befürworter 
Schweizer Spitzenkräfte plädieren für  einen Entscheid der Vernunft 

Bern (AP) Die Schweizer Befürworter 
des EWR-Vertrags geben nicht auf: Drei 
Wochen vor der Abstimmung hat das 
breit zusammengesetzte Komitee «Ja 
zum EWR» seine Gegenoffensive eröff­
net und vorwiegend aus wirtschaftlichen 
Gründen eindringlich vor einem Nein 
gewarnt. Den Gegnern wirft das Komi­
tee verantwortungslose und unwahre 
Propaganda vor. 

Dem am Montag in Bern auftretenden 
Aktionskomitee gehören 121 bürgerli­
che Parlamentarier und Uber 30 
Führungskräfte der  Wirtschaft an. Vor 
dem Hintergrund der Rezession und der 
steigenden Arbeitslosenzahlen argu­
mentierten sie vor allem mit wirtschaftli­
chen Aspekten. Ständerätin Monika We­
ber (LdU/ZH) begründete dies damit, 

dass die Gegner in demagogischer Art 
die Nachteile eines Nein zum E W R  her­
unterzuspielen suchten. Die Unterneh­
men müssten dazu stehen, dass nach ei­
nem Nein Investitionen und Arbeits­
plätze ins Ausland verlagert würden. 

Pierre Borgeaud, Präsident des Vororts 
und des Sulzer-Verwaltungsrates, be­
stätigte, dass der  Winterthurer Konzern 
Investitionen von 60 Millionen Franken 
aufgeschoben habe, die nach einem Nein 
im Ausland zu besseren Rahmenbedin­
gungen getätigt würden. Andreas Leu-
enberger, Vizepräsident des Verwal­
tungsrates der  Hoffmann-La Roche, be­
richtete, der  Basier Chemiekonzern 
habe Investitionen von 68 Millionen si-
stiert, die einer ausserhalb des EWR 
verharrenden Schweiz ebenfalls verlo­
ren gingen. 

Kulturschaffende 
gegen EWR-Beitritt 

Zürich (spk) - Eine ganze Reihe von 
namhaften Schweizer Kulturschaffenden 
spricht sich in einem Manifest gegen den 
EWR-Beitritt aus. Die Unterzeichner, 
denen der Barde Walter Lieta und der 
Mime Dimitri ebenso angehören wie die 
Schriftsteller Ot to  F. Walther und Mari­
ella Mehr, haben dennoch «Visionen 
von einer anderen Schweiz». 

De r  Bündner Liedermacher Linard 
Bardill, auch e r  ein Beitrittsgegner, be­
klagt sich gegenüber de r  spk, dass die 
Medien fast ausschliesslich den EWR-
Gegner Christoph Blocher zu Wort 
kommen Hessen. Eine Gruppe Kultur­
schaffender will dies ändern und morgen 
Mittwoch im Zürcher Kongresshaus mit 
«Liedern, Texten und Ideen gegen den 
EWR-Beitritt» tanzen, singen und re­
den. «Wenn Blocher als vermeintlicher 

Wohnungsbau weiter rückläufig 
Weniger Neuwohnungen bei meht Baubewilligungen in der Schweiz 

Bern (spk) Die Wohnbautätigkeit in 
der Schweiz war auch im dritten Quartal 
des laufenden Jahres rückläufig. In den 
234 Gemeinden mit über 5000 Einwoh­
nern sank die Anzahl neuerstellter Woh­
nungen gegenüber dem Vorjahresquar­
tal um 40 Einheiten oder ein Prozent auf 
3930 Wohnungen. Demgegenüber stieg 
die Zahl der baubewilligten Wohnungen 
markant um 17 Prozent auf 6020 Einhei­
ten. 

Im Berichtsquartal ha t  sich die Mitte 
1991 begonnene rückläufige Tendenz bei 
den neuerstellten Wohnungen fortge­
setzt, wie das Bundesamt für Statistik 
(BFS) am Montag mitteilte. Die Abnah­
me um ein Prozent gegenüber dem Vor­
jahresquartal ist dabei auf gegenläufige 
Entwicklungen zurückzuführen: In den 

Städten wurde mit einem Anstieg utn 
440 Einheiten auf insgesamt 2830 be­
zugsbereiten neuen Wohnungen erst-, 
mals seit einem Jahr wieder positive 
Wachstumsraten ermittelt. Im Gegen­
satz dazu sank der  Wohnungsbau in den  
Gemeinden mit 5000 bis 10000 Einwoh­
nern um 500 Einheiten auf .rund 1100 
Wohnungen. 

Noch nie seit der  Einführung der Sta­
tistik im Jahre 1984 sind so viele baube­
willigte Wohnungen registriert worden 
wie im Berichtsquartal. De r  positive 
Trend bei den baubewilligten Wohnun­
gen (+17 Prozent auf 6020 Einheiten) 
führt das BFS einerseits au f  die günsti­
geren Finanzierungskosten sowie die 
zügigere Bewilligungspraxis und die ver­
mehrte Wohnbauförderung d e r  öffentli­
chen Hand zurück. 


